
 

 

DIENSTVEREINBARUNG 
ZUR KONFLIKTBEWÄLTIGUNG UND RESPEKTVOLLEN UMGANG AM 
ARBEITSPLATZ (DV KONFLIKT) 
ENGLISH VERSION BELOW 
 
Zwischen der Leuphana Universität Lüneburg als Dienststelle (nachfolgend Dienststelle oder Universität) 
und dem Personalrat der Leuphana Universität Lüneburg (nachfolgend Personalrat) wird gem. § 78 NPersVG 
folgende Dienstvereinbarung über die Regelung der Konfliktbewältigung am Arbeitsplatz geschlossen. 
 
Präambel 
Eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg der Universität ist ein positives Arbeitsklima basierend auf einer 
Kultur des Miteinanders, das durch wertschätzendes, respektvolles sowie tolerantes Verhalten und eine 
wertschätzende, respektvolle sowie offene Kommunikation ausgezeichnet ist.  
 
Mit der vorliegenden Dienstvereinbarung sollen von Konfliktsituationen, Diskriminierungen, Mobbing, 
Machtmissbrauch, Gewaltausübung sowie sexualisierter Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz 
betroffene Beschäftigte (nachfolgend „Betroffene“) ausdrücklich ermutigt werden, ihre Situation nicht 
hinzunehmen. Betroffene sollen stattdessen darin bestärkt werden, diese zu benennen und sich 
gegebenenfalls an Dritte zu wenden mit dem Ziel, die Situation zu klären und die Ursachen, die zu ihrem 
Entstehen beigetragen haben, zu beheben und so eine Eskalation der Konflikte zu verhindern. Alle 
Beschäftigten haben durch ihr Verhalten und Handeln zu einem sozialen, respektvollen und fairen Umgang 
am Arbeitsplatz und damit zu einem Betriebsklima beizutragen, in dem die persönliche Integrität und die 
Selbstachtung aller respektiert wird. Zwischen den Unterzeichnenden besteht Einvernehmen darüber, dass 
Betroffenen durch das Ansprechen und Aufzeigen der Situation keine Nachteile entstehen dürfen.  
 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Beschäftigten der Universität einschließlich der Personen, die 
insbesondere nach § 105 NPersVG nicht in den Geltungsbereich des niedersächsischen 
Personalvertretungsgesetzes fallen. 
 
§ 2 Grundsätze und Ziele 
(1) Alle Beschäftigten sollen ihren Beitrag für ein wertschätzendes und respektvolles Arbeitsklima leisten. 

In Konfliktsituationen, bei Diskriminierung, Mobbing, Machtmissbrauch, Gewaltausübung sowie 
sexualisierter Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz sollen sie mit Zivilcourage und durch 
solidarische Verantwortung den Betroffenen Hilfe anbieten und sie unterstützen. Alle Beschäftigten 
verpflichten sich, Verhaltensweisen zu unterlassen, die unter einen der in Satz 1 genannten Tatbestände 
fallen und tragen Verantwortung dafür, dass diese nicht geduldet, sondern vielmehr als Verletzung 
persönlicher Rechte betrachtet und behandelt werden. 

(2) Die Unterzeichnenden sehen diese Dienstvereinbarung als Ausdruck der Fürsorgepflicht gegenüber den 
Beschäftigten der Universität. Anliegen der Vereinbarung ist es insbesondere einen sozialen und fairen 
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Umgang zwischen den bei der Dienststelle Beschäftigten zu gewährleisten und durch das rechtzeitige 
Angebot konkreter Hilfen für Betroffene die Gesundheit aller zu erhalten bzw. wiederherzustellen.  

(3) Gesetzliche Regelungen, insbesondere die des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, sowie darauf 
erlassene Regelungen in den jeweils geltenden Fassungen bleiben unberührt. Mobbing, 
Diskriminierungen, Gewaltausübung sowie sexualisierte Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz 
stellen eine Verletzung der arbeitsvertraglichen Pflichten beziehungsweise ein Dienstvergehen dar und 
können Straftatbestände erfüllen. 

 
§ 3 Begriffsbestimmungen 
(1) Von einem Konflikt oder von sozialem Fehlverhalten Betroffene (im Folgenden "Betroffene") sind 

Personen, zwischen denen ein Konflikt besteht oder denen ein soziales Fehlverhalten entgegengebracht 
wird. Weitere Personen, die nicht direkt an dem Konflikt oder dem sozialen Fehlverhalten beteiligt sind, 
diesen/dieses aber wahrnehmen beziehungsweise wahrgenommen haben werden im Folgenden als 
"Beteiligte" benannt.  

(2) Unter einem Konflikt werden angespannte Situationen verstanden, in denen zwei oder mehrere Personen 
mit Nachdruck versuchen, scheinbar oder tatsächlich unvereinbare Denkweisen, Gefühle oder 
Handlungspläne zu verwirklichen. Dabei erlebt mindestens eine Person eine Beeinträchtigung. Die 
Konfliktsituationen können die Zusammenarbeit massiv beeinträchtigen, negative Auswirkungen auf 
Arbeitsergebnisse haben und einem gesundheitsfördernden Arbeitsklima entgegenwirken.  

(3) Als soziales Fehlverhalten werden folgende Verhaltensweisen verstanden:  
a) Unter Diskriminierung ist die Benachteiligung von Menschen aus rassistischen oder antisemitischen 

Gründen oder wegen der ethnischen oder sozialen Herkunft, des Geschlechts, der 
Geschlechtsidentität, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
chronischer Erkrankung, der sexuellen Identität sowie der hierarchischen Position, hier insbesondere 
durch die Ausnutzung von Abhängigkeitsverhältnissen am Ausbildungs- und Arbeitsplatz, zu 
verstehen.   

b) Unter Mobbing wird das systematische und gehäuft wiederkehrende Anfeinden, Schikanieren, üble 
Nachrede und Diskriminieren von Beschäftigten untereinander verstanden. Dabei ist die angegriffene 
Person unterlegen und wird von einer oder mehreren Personen oft und während längerer Zeit mit dem 
Ziel oder dem Effekt, wie z. B. des Ausstoßes aus dem Arbeitsverhältnis oder der betrieblichen 
Gemeinschaft, direkt oder indirekt angegriffen. Nicht unter Mobbing fallen einmalige Konflikte, die bei 
jeder Zusammenarbeit gelegentlich auftreten, ebenso wie sachlich begründete beamten-, disziplinar- 
und arbeitsrechtliche Auseinandersetzungen über schlechte Leistung oder dienstliches Fehlverhalten 
(z. B. Abmahnung oder Kündigung).  

c) Machtmissbrauch liegt vor, wenn Personen ihre dienstliche oder strukturelle Machtstellung dazu 
nutzen, andere Beschäftigte ohne sachliche Rechtfertigung zu kontrollieren, zu benachteiligen, 
einzuschüchtern oder ihnen Entwicklungs- oder Karrieremöglichkeiten vorzuenthalten. Dies kann 
durch unangemessene Entscheidungen, Sanktionen, Bewertungen oder durch das Ausnutzen von 
Abhängigkeitsverhältnissen erfolgen. Maßgeblich ist nicht nur die Absicht der handelnden Person, 
sondern insbesondere die Wirkung auf die betroffene Person sowie die fehlende Verhältnismäßigkeit 
des Handelns. Machtmissbrauch kann von Führungskräften, Kolleginnen oder anderen Akteurinnen 
mit Einfluss im System ausgehen und sowohl offen als auch subtil erfolgen. 
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d) Sexualisierte Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz ist jedes sexualisierte Verhalten, das von 
der betroffenen Person nicht erwünscht ist. Dazu zählen nicht nur verbale und physische 
Belästigungen, wie sexualisierte Sprüche, Scherze und Witze oder unerwünschte Berührungen, 
sondern auch non-verbale Formen wie anzügliche Blicke oder das Zeigen pornografischer Bilder.  

e) Gewaltausübung bedeutet die Anwendung von physischem oder psychischem Zwang gegenüber 
Betroffenen, um etwas durchzusetzen, Betroffenen den eigenen Willen aufzuzwingen oder Betroffene 
zu einer unerwünschten Handlung zu bringen. Physische Gewalt kann z. B. durch tätliche Angriffe, 
Bedrohungen mit Waffen, sexuelle Übergriffe, Werfen mit Gegenständen oder Randalieren ausgeübt 
werden; psychische Gewalt durch verbale Übergriffe wie z. B. Beleidigungen, Beschimpfungen, 
Bedrohungen, Anschreien, Anpöbeln, unhöfliche Behandlungen oder durch non-verbale Übergriffe wie 
Telefonterror, Stalking oder Ausgrenzung. 

 
§ 4 Pflichten der Dienststelle 
(1) Die Dienststelle sieht es als ihre Pflicht an, alles zu tun, um die Beschäftigten vor Konfliktsituationen, 

Diskriminierungen, Mobbing, Gewaltausübung sowie sexualisierter Diskriminierung und Gewalt am 
Arbeitsplatz zu schützen. Die Dienststelle verpflichtet sich, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz 
vor Konfliktsituationen, Diskriminierungen, Mobbing, Machtmissbrauch, Gewaltausübung sowie 
sexualisierter Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz im Sinne dieser Dienstvereinbarung zu 
treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende Maßnahmen, wie z.B. Informationsveranstaltungen, 
Fortbildungen, u. a. im Rahmen des Qualifizierungs- bzw. Weiterbildungsangebotes, sowie die 
Bereitstellung von Informationen zur Konfliktbewältigung am Arbeitsplatz mit Benennung der 
Anlaufstellen im Intranet.  

(2) Die Dienststelle wird im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten erforderliche, geeignete und 
angemessene Maßnahmen gegen Personen ergreifen, die gegen die Ziele dieser Dienstvereinbarung 
verstoßen. Werden Beschäftigte durch Personen, die nicht dieser Dienstvereinbarung unterliegen, am 
Arbeitsplatz in konfliktträchtige Situationen gebracht oder Mobbing ausgesetzt, wird die Dienststelle 
ihre rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen, um solche Handlungen zu unterbinden und zu ahnden.  

(3) Die Dienststelle verpflichtet sich in Konfliktsituationen zur Finanzierung eines Angebotes einer 
Mediation, sofern andere Maßnahmen nicht zielführend sind.  

(4) Die Dienststelle trägt dafür Sorge, dass den Betroffenen aus der Mitteilung eines möglichen 
Fehlverhaltens kein Nachteil für ihren beruflichen Werdegang entsteht. 
 

§ 5 Verantwortung der Führungskräfte 
(1) Führungskräfte der Dienststelle sind Ansprechpartner*innen für Betroffene und Beteiligte an den in § 3 

beschriebenen Verhaltensweisen, die sich mit ihrem Anliegen an sie wenden. Sie tragen Verantwortung 
dafür, Hinweisen auf Konfliktsituationen, Diskriminierungen, Mobbing, Gewaltausübung sowie 
sexualisierter Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz unverzüglich nachzugehen und zu versuchen, 
diese bei tatsächlichem Vorliegen unverzüglich nach Bekanntwerden zu unterbinden. Sie haben 
schnellstmöglich gemeinsam mit den Konfliktparteien sowie bei Bedarf auch mit der nächsthöheren 
Führungsebene und unterstützenden Stellen gemäß § 7 eine Klärung anzustreben, nach Lösungen zu 
suchen und diese umzusetzen. 

(2) Führungskräfte, die den in § 3 beschriebenen Verhaltensweisen nach Kenntnisnahme nicht konsequent 
entgegentreten, sind vom nächsthöheren Vorgesetzten auf ihre Verantwortung hinzuweisen. Die 
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Hinweispflicht des*der nächsthöheren Vorgesetzten setzt voraus, dass er*sie Kenntnis über ein nicht 
konsequentes Entgegentreten der ihm untergeordneten Führungskraft hat. Nehmen Führungskräfte ihre 
Aufgaben im Sinne dieser Dienstvereinbarung nicht wahr und kommen damit ihrer Fürsorgepflicht nicht 
nach, stellt dies eine Dienstpflichtverletzung dar, die disziplinar- oder arbeitsrechtliche Konsequenzen 
nach sich ziehen kann. 
 

§ 6 Unterstützung und Beratung der Betroffenen und Beteiligten 
(1) Die Betroffenen und Beteiligten können sich zur Beratung und Unterstützung unter anderem auch an 

folgende Anlaufstellen wenden: 
§ Leitung der für Personal zuständigen Abteilung der Dienststelle, 
§ die Sachgebietsleitungen der Sachgebiete Tarifbeschäftigte, SHK/Lehrbeauftragte sowie 

Professurenservice, 
§ die Beschäftigten in der für die Personalentwicklung zuständigen Abteilung, 
§ den Personalrat, 
§ die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Vertretungen 
§ die Vertrauensperson der Schwerbehinderten und ihre Vertretungen 
§ die Ombudsperson für Professor*innen und ihre Vertretung 
§ die Ombudsperson für wissenschaftliche Mitarbeiter*innen und wissenschaftliche 

Qualifikant*innen und ihre Vertretung 
§ die Beschwerdestelle der Dienststelle nach dem AGG 
§ die Suchtbeauftragte*r 

(2) Von Anlaufstellen gemäß Abs. 1 kann Hilfe vorrangig nur in beratender und unterstützender Funktion 
angeboten werden. Ziel ist es dabei vor allem, eine Stärkung der Selbstkompetenz zu erreichen, damit 
ein direkter Klärungsversuch mit den Konfliktbeteiligten erfolgen kann. In zweiter Priorität sollten 
Betroffene darin bestärkt werden, ihre jeweilige Führungskraft zu informieren, um eine Konfliktklärung 
in die Wege zu leiten oder mit Unterstützung der Stelle selbst eine Klärung ggf. unter Hinzuziehungen 
weiterer Stellen zu erreichen. 

(3) Die Beratung mit Anlaufstellen gemäß Abs. 1 ist vertraulich und es erfolgt keine Dokumentation 
hierüber. Aussagen von Beteiligten können dafür genutzt werden, an die Betroffenen heranzutreten. Die 
Beteiligten können entscheiden, ob sie im weiteren Prozess namentlich beteiligt oder ihre Angaben 
anonymisiert verwendet werden soll. Mit dem Einverständnis der Betroffenen kann die Anlaufstelle ein 
Gespräch mit der zuständigen Führungskraft zur Klärung führen. 

(4) Betroffene und Beteiligte haben das Recht, sich durch die Anlaufstellen gemäß Abs. 1 während ihrer 
Arbeitszeit beraten und unterstützen zu lassen. Dieser Kontakt darf nicht zu Nachteilen für Betroffene 
und Beteiligte führen. 

 
§ 7 Rechte der Betroffenen 
(1) Beim Auftreten der unter § 3 beschriebenen Verhaltensweisen sollten diese zunächst zwischen den 

unmittelbar an der Situation Betroffenen offen angesprochen und versucht werden, diese zu bereinigen. 
Dabei können alle Betroffenen eine Person ihres Vertrauens zu einem möglichen Gespräch hinzuziehen. 

(2) Ist eine Klärung über direkte Gespräche zwischen den Betroffenen nicht möglich oder gewollt, können 
durch die Betroffenen formalisierte Schritte beziehungsweise Maßnahmen eingeleitet werden. Dies 
geschieht zunächst über eine Meldung einer Konfliktsituation, Diskriminierung, Mobbing, 
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Machtmissbrauch, Gewaltausübung oder sexualisierter Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz bei 
einer der unter § 6 benannten Anlaufstelle.  

(3) Die meldende Person wählt eine Person ihres Vertrauens aus den unter § 6 genannten Anlaufstellen als 
Verfahrensbegleiter*in. Mit der*m Verfahrensbegleiter*in stimmt sie*er sodann die weiteren Schritte ab 
und es wird auf Wunsch des*der Betroffenen innerhalb von drei Wochen ein Ziel- und Maßnahmenplan 
vereinbart. Folgende Schritte beziehungsweise Maßnahmen sind möglich:  
§ eine formale Beschwerde bei der für Personal zuständigen Abteilung der Dienststelle und/oder bei 

den nächsthöheren Vorgesetzten, 
§ eine Entwicklung von Vorschlägen zur Veränderung der arbeitsorganisatorischen 

Rahmenbedingungen, inklusive der Arbeitsplatzsituation, 
§ eine einvernehmliche Hinzuziehung einer anderen Anlaufstelle oder des betriebspsychologischen 

Dienstes, 
§ die Durchführung einer zwischen den Betroffenen und gegebenenfalls Beteiligten einvernehmlichen 

externen und/oder internen Mediation, 
§ ein Verfassen einer Stellungnahme durch die Betroffenen und Beteiligten, die einvernehmlich einer 

weiteren Anlaufstelle oder auch dem Arbeitskreis Konfliktbearbeitung (vgl. § 8) vorgelegt werden 
kann oder 

§ bei Einvernehmen der Betroffenen eine Diskussion des Falles im Arbeitskreis Konfliktbearbeitung 
Die möglichen Maßnahmen sollen an die jeweilige Situation und den Verlauf von Schritten/Maßnahmen 
zwischen den Betroffenen angepasst werden. Sie können so häufig und kumuliert durchgeführt werden, 
wie zur Lösung des Konflikts erforderlich. 

(4) Die*der Verfahrensbegleiter*in kümmert sich im Verlauf der Schritte beziehungsweise Maßnahmen 
darum, dass vereinbarte Fristen beziehungsweise Maßnahmen eingehalten oder in Abstimmung mit der 
meldenden Person angepasst werden. Er*Sie stellt sicher, dass in der geführten Dokumentation die 
Situation stets als Vorwurf und nicht als bereits feststehende Tatsache dargestellt wird. 
Stellungnahmen und Aussagen von Betroffenen und Beteiligten sind jedoch nur entsprechend dem Satz 
2 als Vorwurf zu kennzeichnen, sofern sie nicht bereits als Stellungnahme bzw. Aussage gekennzeichnet 
wurden. 

(5) Sobald der Konflikt beendet ist oder keine weiteren Maßnahmen zur Lösung des Konflikts in Betracht 
kommen, beendet die*der Verfahrensbegleiter*in das Verfahren und vermerkt die Beendigung. 
Unabhängig von einem konkreten Anlass prüfen die Anlaufstellen nach § 6 einmal pro Quartal, ob bei 
den von ihnen betreuten Verfahren die Voraussetzungen für eine Verfahrensbeendigung vorliegen. Die 
Verfahrensbegleiter*innen bewahren die ihnen zugänglich gemachten Informationen, Unterlagen und 
Dokumente für ein Jahr nach Beendigung des Verfahrens auf, für den Fall, dass der Konfliktfall erneut 
auftritt. 

 
§ 8 Arbeitskreis Konfliktbearbeitung 
(1) Der Arbeitskreis Konfliktbearbeitung befasst sich mit den Konfliktsituationen, Diskriminierungen, 

Mobbings, Machtmissbräuchen, Gewaltausübungen sowie sexualisierten Diskriminierungen und Gewalt 
am Arbeitsplatz, die ihm durch die*den Verfahrensbegleiter*in gemeldet werden. Der Arbeitskreis 
Konfliktbearbeitung trifft sich somit nur anlassbezogen.  

(2) Der Arbeitskreis Konfliktbearbeitung setzt sich aus den folgenden Personen zusammen:   
§ die Leitung der für Personal zuständigen Abteilung der Dienststelle oder ihre Vertretung,  
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§ eine Vertretung des Personalrats,  
§ die Gleichstellungsbeauftragte oder ihre Vertretung, soweit erforderlich und 
§ ggf. die Vertrauensperson für Schwerbehinderte, soweit erforderlich    

(3) Die Diskussion im Arbeitskreis Konfliktbearbeitung dient der Erörterung des weiteren Vorgehens und der 
Formulierung von Empfehlungen zum Umgang mit dem Konflikt an die Dienststellenleitung. Hierbei 
stellt der Arbeitskreis Konfliktbearbeitung sicher, dass die Situation stets als Vorwurf und nicht als 
feststehende Tatsache formuliert ist.  

(4) Die Mitglieder des Arbeitskreis Konfliktbearbeitung beraten die Anlaufstellen gem. § 6 Abs. 1. 
 
§ 9 Datenschutz 
(1) Die Anlaufstellen gem. § 6 Abs. 1 sind verpflichtet, die ihnen zugänglich gemachten Informationen, 

Unterlagen und Dokumente, insbesondere personenbezogene Daten, vertraulich zu behandeln und nur 
unter den o. g. Voraussetzungen weiterzugeben.  Alle erhobenen Informationen, Unterlagen und 
Dokumente werden ausschließlich bei der beratenden Stelle außerhalb der Personalakte unter 
Einhaltung der datenschutzrechtlichen Regelungen aufbewahrt. Davon ausgenommen ist die 
Weitergabe anonymisierter Daten. Im Falle des Erlasses einer personalrechtlichen Maßnahme aufgrund 
einer formalen Beschwerde bei der für Personal zuständigen Abteilung der Dienststelle werden die 
bislang zu dem Konflikt erfassten Informationen in personenbezogener Form Teil der Personalakte. 

(2) Informationen, Unterlagen und Dokumente dürfen ausschließlich für die in dieser Vereinbarung 
genannten Zwecke verwendet werden. Zu anderen Zwecken ist ihre Verwendung untersagt. Die für 
Personal zuständige Abteilung der Dienststelle kann personenbezogene Daten, die sie aufgrund einer 
formalen Beschwerde erhalten hat, zur Prüfung und dem Erlass personalrechtlicher Maßnahmen 
weiterverarbeiten. 

 
§ 10 Schlussbestimmungen 
(1) Diese Dienstvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung zunächst befristet auf zwei Jahre in Kraft. Mit 

dem Inkrafttreten dieser Dienstvereinbarung endet die Dienstvereinbarung zur Konfliktbewältigung am 
Arbeitsplatz vom 24.10.2018 automatisch, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

(2) Die Parteien verpflichten sich, unter Hinzuziehung aller Anlaufstellen rechtzeitig vor Ablauf der 
zweijährigen Laufzeit darüber auszutauschen, ob die hier getroffenen Vereinbarungen in der Praxis 
entsprechend dem formulierten Ziel umgesetzt werden konnten und sich bei Bedarf auf erforderliche 
Änderungen zu einigen.  

(3) Im Übrigen tritt diese Dienstvereinbarung nach Ablauf zwei Jahren automatisch unbefristet in Kraft, 
sofern innerhalb der ersten beiden Jahre weder von Seiten des Personalrats noch von Seiten der 
Dienststelle Veränderungsbedarfe gegenüber der jeweils anderen Vertragspartei angemeldet werden. 
Anderenfalls werden Verhandlungen zum Zwecke einer entsprechenden Anpassung der 
Dienstvereinbarung aufgenommen. Die Dienstvereinbarung wirkt bei fortwährenden Verhandlungen bis 
zum Abschluss einer neuen Vereinbarung nach. 

(4) Die Dienstvereinbarung kann von beiden Seiten mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines 
Kalenderjahres gekündigt werden. Bei einer Kündigung wirkt sie bis zum Abschluss einer neuen 
Vereinbarung nach. 

(5) Die Kündigung oder die Änderung dieser Dienstvereinbarung oder einzelner Bestimmungen dieser 
Dienstvereinbarung bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 
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Lüneburg, 02.10.2025    Lüneburg, 06.10.2025 
 
 
 
gez. Christian Brei    gez. Daniel Simons 
Hauptberuflicher Vizepräsident   Vorsitzender Personalrat 
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SERVICE AGREEMENT 
ON CONFLICT RESOLUTION AND RESPECTFUL CONDUCT IN THE 
WORKPLACE (DV CONFLICT) 
ENGLISH VERSION – LEGALLY NON-BINDING 
 
 
The following service agreement on the regulation of conflict resolution in the workplace is concluded 
between Leuphana University of Lüneburg as an agency (hereinafter referred to as the agency or university) 
and the staff council of Leuphana University of Lüneburg (hereinafter referred to as the staff council) in 
accordance with § 78 NPersVG. 
 
Preamble 
An important prerequisite for the success of the university is a positive working atmosphere based on a 
culture of cooperation, characterized by appreciative, respectful, and tolerant behavior and appreciative, 
respectful, and open communication.  
 
This service agreement is intended to expressly encourage employees affected by conflict situations, 
discrimination, bullying, abuse of power, violence, and sexual discrimination and violence in the workplace 
(hereinafter referred to as "affected persons") not to accept their situation. Instead, those affected should 
be encouraged to identify these situations and, if necessary, to contact third parties with the aim of 
clarifying the situation and remedying the causes that contributed to its emergence, thus preventing the 
conflict from escalating. All employees shall contribute through their behavior and actions to a social, 
respectful, and fair workplace environment and thus to a working atmosphere in which the personal integrity 
and self-esteem of all are respected. The signatories agree that those affected shall not suffer any 
disadvantages as a result of addressing and reporting the situation.  
 
§ 1 Scope 
This service agreement applies to all employees of the university, including persons who, in particular, do 
not fall within the scope of the Lower Saxony Personnel Representation Act pursuant to § 105 NPersVG. 
 
§ 2 Principles and objectives 
(1) All employees should contribute to an appreciative and respectful working atmosphere. In situations of 

conflict, discrimination, bullying, abuse of power, violence, sexual discrimination, and violence in the 
workplace, they should offer help and support to those affected with moral courage and solidarity. All 
employees undertake to refrain from behavior that falls under any of the circumstances mentioned in 
sentence 1 and are responsible for ensuring that such behavior is not tolerated but rather considered 
and treated as a violation of personal rights. 

(2) The signatories regard this service agreement as an expression of their duty of care towards the 
employees of the university. The purpose of the agreement is, in particular, to ensure social and fair 
interaction between employees at the institution and to maintain or restore the health of all by offering 
concrete help to those affected in a timely manner.  
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(3) Legal regulations, in particular those of the General Equal Treatment Act, as well as regulations issued 
on the basis thereof in their currently applicable versions, remain unaffected. Bullying, discrimination, 
violence, and sexual discrimination and violence in the workplace constitute a violation of employment 
contract obligations or a breach of duty and may constitute criminal offenses. 

 
§ 3 Definitions 
(1) Persons affected by a conflict or social misconduct (hereinafter referred to as "affected persons") are 

persons between whom a conflict exists or who are subjected to social misconduct. Other persons who 
are not directly involved in the conflict or social misconduct but who perceive or have perceived it are 
hereinafter referred to as "involved persons."  

(2) A conflict is understood to be a tense situation in which two or more persons emphatically attempt to 
realize seemingly or actually incompatible ways of thinking, feelings, or plans of action. In doing so, at 
least one person experiences impairment. Conflict situations can severely impair cooperation, have 
negative effects on work results, and counteract a healthy working atmosphere.  

(3) The following behaviors are understood as social misconduct:  
a) Discrimination refers to the disadvantage of people on the basis of racism or anti-Semitism, or 

because of their ethnic or social origin, gender, gender identity, religion or worldview, disability, age 
or chronic illness, sexual identity, or hierarchical position, in particular through the exploitation of 
relationships of dependency in training and the workplace.   

b) Bullying is understood to mean the systematic and frequent hostility, harassment, slander, and 
discrimination of employees among themselves. The person attacked is inferior and is attacked 
directly or indirectly by one or more persons frequently and over a long period of time with the aim or 
effect of, for example, expulsion from the employment relationship or the workplace community. 
Mobbing does not include one-off conflicts that occasionally arise in any working relationship, nor 
does it include objectively justified civil service, disciplinary, and labor law disputes over poor 
performance or misconduct (e.g., warnings or dismissal).  

c) Abuse of power occurs when individuals use their official or structural position of power to control, 
disadvantage, intimidate, or deny other employees development or career opportunities without 
objective justification. This can take the form of inappropriate decisions, sanctions, evaluations, or 
the exploitation of relationships of dependency. What is decisive is not only the intention of the 
person acting, but in particular the effect on the person concerned and the disproportionate nature 
of the action. Abuse of power can originate from managers, colleagues, or other actors with 
influence in the system and can be both overt and subtle. 

d) Sexualized discrimination and violence in the workplace is any sexualized behavior that is unwanted 
by the person concerned. This includes not only verbal and physical harassment, such as sexualized 
comments, jokes, and unwanted touching, but also non-verbal forms such as suggestive looks or 
showing pornographic images.  

e) Violence means the use of physical or psychological coercion against victims in order to enforce 
something, impose one's own will on victims, or cause victims to perform an unwanted act. Physical 
violence can be perpetrated, for example, through physical attacks, threats with weapons, sexual 
assaults, throwing objects, or rioting; psychological violence through verbal assaults such as 
insults, verbal abuse, threats, shouting, harassment, rude treatment, or through non-verbal 
assaults such as telephone harassment, stalking, or exclusion. 



 

 

 
10 

 
§ 4 Obligations of the agency 
(1) The agency considers it its duty to do everything in its power to protect employees from conflict 

situations, discrimination, bullying, violence, and sexual discrimination and violence in the workplace. 
The agency undertakes to take the necessary measures to protect against conflict situations, 
discrimination, bullying, abuse of power, violence, and sexual discrimination and violence in the 
workplace within the meaning of this service agreement. This protection also includes preventive 
measures, such as information events, training courses, including as part of the qualification and 
further training program, and the provision of information on conflict management in the workplace, 
with contact points listed on the intranet.  

(2) The agency will take necessary, appropriate, and reasonable measures within the scope of its legal 
options against persons who violate the objectives of this service agreement. If employees are placed in 
conflict-prone situations or subjected to bullying in the workplace by persons who are not subject to this 
service agreement, the agency will exhaust its legal options to prevent and punish such actions.  

(3) In conflict situations, the agency undertakes to finance mediation services if other measures are not 
effective.  

(4) The agency shall ensure that those affected by the reporting of possible misconduct do not suffer any 
disadvantage in their professional careers. 
 

§ 5 Responsibility of managers 
(1) Managers at the agency are the point of contact for those affected by and involved in the behaviors 

described in § 3 who approach them with their concerns. They are responsible for immediately 
investigating reports of conflict situations, discrimination, bullying, violence, and sexual discrimination 
and violence in the workplace and, if such behavior is found to have occurred, for taking immediate 
action to stop it. They must work with the parties involved in the conflict and, if necessary, with the next 
higher level of management and support services in accordance with § 7 to clarify the situation, seek 
solutions, and implement them as quickly as possible. 

(2) Managers who do not consistently oppose the behaviors described in § 3 after becoming aware of them 
must be reminded of their responsibility by their next higher supervisor. The duty of the next higher 
supervisor to provide e information requires that he or she be aware of the inconsistent opposition of the 
subordinate manager. If managers fail to perform their duties within the meaning of this service 
agreement and thus fail to fulfill their duty of care, this constitutes a breach of duty that may result in 
disciplinary or labor law consequences. 
 

§ 6 Support and advice for those affected and involved 
(1) Those affected and involved can also contact the following points of contact for advice and support: 

§ Head of the department responsible for human resources at the agency 
§ the heads of the departments responsible for salaried employees, SHK/lecturers, and professorship 

services, 
§ the employees in the department responsible for personnel development, 
§ the staff council, 
§ The equal opportunities officer and their representatives 
§ the representative for severely disabled persons and their deputies 
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§ the ombudsperson for professors and their representative 
§ the ombudsperson for research assistants and research trainees and their representative 
§ the complaints office of the agency in accordance with the AGG 
§ The addiction officer 

(2) The contact points referred to in paragraph 1 can primarily only offer help in an advisory and supportive 
capacity. The main aim is to strengthen self-competence so that a direct attempt at clarification can be 
made with the parties involved in the conflict. As a second priority, those affected should be encouraged 
to inform their respective managers in order to initiate conflict resolution or, with the support of the 
office itself, to achieve clarification, if necessary with the involvement of other offices. 

(3) Consultations with contact points in accordance with paragraph 1 are confidential and will not be 
documented. Statements made by those involved may be used to approach the persons concerned. 
Those involved may decide whether they wish to be named in the further process or whether their details 
should be used anonymously. With the consent of the persons concerned, the contact point may hold a 
meeting with the responsible manager to clarify the matter. 

(4) Those affected and those involved have the right to seek advice and support from the contact points 
referred to in paragraph 1 during their working hours. This contact must not lead to any disadvantages 
for those affected and those involved. 

 
§ 7 Rights of those affected 
(1) If the behaviors described in § 3 occur, they should first be openly addressed between those directly 

affected by the situation and attempts should be made to resolve them. In doing so, all affected parties 
may involve a person they trust in a possible discussion. 

(2) If clarification through direct discussions between those affected is not possible or desired, formal 
steps or measures may be initiated by those affected. This is done initially by reporting a conflict 
situation, discrimination, bullying, abuse of power, violence, or sexualized discrimination and violence 
in the workplace to one of the contact points listed in § 6.  

(3) The person reporting the incident selects a person they trust from the contact points listed in § 6 to act 
as a procedural advisor. They then coordinate the next steps with the procedural advisor and, at the 
request of the person concerned, a plan of objectives and measures is agreed upon within three weeks. 
The following steps or measures are possible:  
§ a formal complaint to the department responsible for human resources at the agency and/or to the 

next higher level of management, 
§ the development of proposals for changes to the organizational framework conditions, including the 

workplace situation, 
§ the mutual agreement to involve another contact point or the occupational psychology service, 
§ conducting external and/or internal mediation agreed upon by the parties concerned and, if 

necessary, other parties involved, 
§ the drafting of a statement by the parties concerned and involved, which can be submitted by 

mutual agreement to another contact point or to the Conflict Management Working Group (see § 8), 
or 

§ if the parties concerned agree, a discussion of the case in the Conflict Management Working Group 
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The possible measures should be adapted to the respective situation and the course of steps/measures 
between the parties concerned. They can be carried out as often and cumulatively as necessary to 
resolve the conflict. 

(4) During the course of the steps or measures, the procedural facilitator shall ensure that agreed 
deadlines or measures are met or adjusted in consultation with the reporting person. He/she shall 
ensure that the situation is always presented in the documentation as an allegation and not as an 
established fact. However, statements and comments made by those affected and involved shall only be 
marked as allegations in accordance with sentence 2 if they have not already been marked as 
statements or comments. 

(5) Once the conflict has been resolved or no further measures to resolve the conflict are possible, the 
procedural facilitator shall terminate the proceedings and note the termination. Irrespective of any 
specific reason, the contact points shall check once a quarter whether the conditions for terminating the 
proceedings they are handling have been met. The procedural facilitators shall retain the information, 
records, and documents made available to them for one year after the end of the procedure in case the 
conflict arises again. 

 
§ 8 Conflict Management Working Group 
(1) The Conflict Management Working Group deals with conflict situations, discrimination, bullying, abuse 

of power, violence, and sexual discrimination and violence in the workplace that are reported to it by the 
case manager. The Conflict Management Working Group therefore only meets when necessary.  

(2) The Conflict Management Working Group is composed of the following persons:   
§ the head of the department responsible for human resources at the agency or their 

representative,  
§ a representative of the staff council,  
§ the equal opportunities officer or their representative, if necessary, and 
§ if necessary, the representative for persons with disabilities, if necessary.    

(3) The discussion in the conflict management working group serves to discuss further action and 
formulate recommendations for dealing with the conflict to the department management. In doing so, 
the conflict management working group ensures that the situation is always formulated as an 
allegation and not as an established fact.  

(4) The members of the Conflict Management Working Group advise the contact points in accordance with 
Section 6 (1). 

 
Section 9 Data protection 
(1) The contact points pursuant to Section 6 (1) are obliged to treat the information, records, and 

documents made available to them, in particular personal data, as confidential and to pass them on 
only under the above-mentioned conditions.  All information, records, and documents collected shall be 
stored exclusively at the advisory body outside the personnel file in compliance with data protection 
regulations. This does not apply to the disclosure of anonymized data. In the event of a personnel 
measure being taken on the basis of a formal complaint to the department responsible for personnel at 
the agency, the information collected to date on the conflict in personal form shall become part of the 
personnel file. 
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(2) Information, records, and documents may only be used for the purposes specified in this agreement. 
Their use for other purposes is prohibited. The personnel department of the agency may process 
personal data received as a result of a formal complaint for the purpose of reviewing and issuing 
personnel measures. 

 
§ 10 Final provisions 
(1) This service agreement shall enter into force upon signature for an initial period of two years. Upon entry 

into force of this service agreement, the service agreement on conflict resolution in the workplace dated 
October 24, 2018, shall automatically expire without the need for termination. 

(2) The parties undertake to consult with all contact points in good time before the end of the two-year term 
to discuss whether the agreements made here have been implemented in practice in accordance with 
the stated objective and, if necessary, to agree on any necessary changes.  

(3) Furthermore, this service agreement shall automatically enter into force for an indefinite period after 
two years, provided that neither the staff council nor the agency has notified the other party of any need 
for changes within the first two years. Otherwise, negotiations shall be initiated for the purpose of 
amending the service agreement accordingly. The service agreement shall remain in force during 
ongoing negotiations until a new agreement is concluded. 

(4) The service agreement may be terminated by either party with three months' notice to the end of a 
calendar year. In the event of termination, it shall remain in force until a new agreement is concluded. 

(5) The termination or amendment of this service agreement or individual provisions of this service 
agreement must be made in writing to be legally effective. 

 
 


